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betreiben. Da VO der katholischen HME auf Weltebene Di1ieerg1bt. vieler Hınsıcht davon abhänge, ob
Kırche 1m Konzıl VOIN TIrıent WwWwesentL- Arnoldshainer Konferenz hat hre und ın welcher Weiıse sıch das katholi-
ıch mehr Lehrverurteilungen II Miıtgliedskirchen zunächst einmal bıs sche Lehramt die iın der Lehrverurtel1-
über den Reformatoren AUSBCSPTO- März 1997 un Außerungen lungsstudie erarbeitete Deutung der
chen wurden als umgekehrt VON den Zzu der rage gebeten, ob S1C die jetzt katholischen Lehre über Rechtterti-
reformatorischen Bekenntnisschriften erarbeitete Stellungnahme mMIt der gUNg, Sakramente und Amt z“ eigen
gegenüber katholischer Lehre und Beschlufsvorlage ıhren Synoden 1n der machen könne.
Praxıs und (SO die Feststellung der vorgeschlagenen orm vorlegen kön- Die Lektüre der beiden evangelıschen
VELKD-Stellungnahme) die Verwer- [J)as synodale Vertahren 1n den Stellungnahmen zeıgt 1aber auch, dafß
tungssätze 1ın den retormatorischen einzelnen Kırchen soll ST eröffnet die Beschäftigung miıt dem Ansatz
Bekenntnisschritten und 1mM TIrıenter werden, die Vollkonterenz sıch und den Eınzelergebnissen der Ver-
Konzıl einen unterschıiedlichen Rang 1mM Aprıl nächsten Jahres die Stellung- werfungsstudie wichtige Finsıchten
und unterschiedliche Zielsetzungen nahme aufgrund der Rückäußerungen und Klärungen für die Methode des
haben, dürfte die Rezeption der Ver- aUsS$ den Konterenzkirchen eigen Lehrgesprächs zwıischen den refor-

matorıischen Kırchen und der katho-werfungsstudie bzw ıhrer Ergebnisse yemacht hat
auf katholischer Seıite eher noch ıschen Kırche erbracht hat b7zw
orößere Schwierigkeıiten bereıiten als noch erbringen kann. Damıt hat

sıch dıe Arbeıt des Okumenischenauf evangelischer. Die Arbeıt hat sıch schon
Arbeitskreises den vyegenseıltıgen

Dıie Jetzt vorliegenden Stellungnah- Jetzt gelohnt Lehrverurteilungen schon jetzt als
HS  e VO und Arnoldshainer hılfreich für dıe mühsame Suche nachSchon Jetzt 1St allerdings unschwer
Konferenz haben heinen merbindliı- absehbar, da{fß dıe orofßsen Erwar- oröfßerer und verbindlicherer
chen Charakter, sondern mussen tungen, die be] der Veröffentlichung Gemeinnschaft zwıischen Rom und den
ihrerseıts ST VO den jeweıligen der Studie den Lehrverurteilungen Kıirchen der Reformatıion erwıesen,
Glied- bzw. Mitgliedskirchen durch teilweise geiußert wurden, kaum 1ın zumal sıch Ja nıcht LLUTr eın
die Synoden rezıplert werden. Fuür den Ertüllung gehen werden. Dıie beiden deutsches Projekt handelt. Die Vor-
VELKD-Bereich soll aufgrund der evangelıschen Stellungnahmen wirken stellungen über Gestalt und Bedin-
Voten der Gliedkirchen iıne vemeı1n- 1n dieser Hınsıcht jedentalls ernüch- SUNgSCH VO  _ Kırchengemeinschaft
Sa|Imnle Stellungnahme VO  = Generalsyn- ternd. 1e] wırd natürlich gerade für gehen allerdings nach W1€ VOT aUSeEeIN-
ode und Bischofskonterenz der die weıtere Rezeption der Lehrverur- ander: der offizielle Rezeptionsprozeiß

und Nationalkomitee des teilungsstudie 1n den reformator1- der Studı1e über die Lehrverurteijlun-
Lutherischen Weltbundes beschlossen schen Kırchen VO der katholischen CIl wırd dieses Problem eher aufs
werden. Dem soll dıe Sammlung aller Positionsbestimmung abhängen. MNMEUE sıchtbar machen als lösen kön-
Stellungnahmen AaUus dem Lutheri- Nıcht UMSONSLT wırd 1n den beiıden HCM Das nımmt Teilergebnissen, W1€

S1e ın diesem Prozef(ß hoffentlichschen Weltbund tolgen SOWI1Ee dıe Prü- evangelischen Stellungnahmen ımmer
tung der Frage, ob sıch hieraus i1ne wieder darauf hıngewıesen, da{$ die erreichen se1n werden, nıchts VO  =

gemeınsame lutherische Stellungnah- eiıgene Bewertung des Dokuments in ıhrem Wert

FEıne mifßglückte Premiere
Die ersten freıen Parlamentswahlen 1n Polen
Nicht wenıger als Parteıen oder Listenverbindungen zeıt1g wurde der Senat, die 1989 nach tünfzigjähriger Pau-
sind nach den Parlamentswahlen UO Oktober ın den wiedereingerichtete 7zweıte Kammer, bereits 1ühnnl WEeIl-
Seim, dıe erste Kammer des polnıschen Parlaments, eINZE- ten Mal nach einem demokratischen Mehrheitswahlrecht
ZEN. 7u den erstien freıien Parlamentswahlen ın Polen gewahlt. Die Sejmwahlen Junı und dıe Nachwahlen
äufßerte sıch der Ebiskopat mehrfach: zunächst ın AYEC1 aln 18. Juni 1989 entsprechend den Vereinbarun-
Stellungnahmen, die heine dırekten Wahlempfehlungen CIl Runden Tisch noch nıcht wirklich demokratisch
enthielten, dann schließlich ın einer honkreten Empfeh- BCWESCIL. Prozent der Parlamentssitze W arelil nach der
[ung für fünf Parteıen un Listenverbindungen. Auf S$LC Wahlordnung VO Aprıl 1989 der damals och ex1isten-
entfielen Wahlsonntag heiı PINEY Beteıligung VO:  S ten Koalition A4US Polnischer Vereinigter Arbeıiterparteı1
Prozent ınsgesamt 25 Prozent der abgegebenen Stimmen. yBauernpartel Demokratischer Parte1ı (5SD)

und regierungsnahen katholischen Grupplierungen (DA
Am Oktober 1991 tanden ın der Republık Polen Z PZIKS ChSS/UChS) zugesprochen worden. [)as darauf-
ersten Mal nach dem / weıten Weltkrieg treıe Wahlen ZUT hın entstandene „Kontraktparlament“ geriet VO Monat

zZzu Monat mehr einem Anachronismus ıIN Mittel- understien Kammer des Parlaments, dem Se)m, Gleich-
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Südosteuropa Polen hatte siıch 1111 Junı 1989 M1 Recht als des alten 5Systems und Splittergruppen jegliıcher Couleur
Vorreıter des Systemwechsels dargestellt Zwischenzeıit- MS polıtische UÜberlebenschance bot CTSUS Furcht VT

ıch 1elten jedoch alle nunmehr postkommuniıstischen „ Weımarer Verhältnissen dıe parlamentarısches egı1e-
Länder einschliefßlich Albanıen) ormell treıe Wahlen 1b NGME erschweren und automatiıisch dem Präsidenten He

die Republık Bulgarıen 13 Oktober 1991 o Macht zutführen würden
schon ZUuU ZwWweıten Mal So wurde Cn »  rıeg geführt VO Präsıdenten

bıs den Abgeordneten Sem der aupt-1ne überrtällige Wahl ursachen für die Verzögerung V0@)) treien Sejmwahlen
DıIie Verantwortung für das lange Überleben des „Kon- Erstmals W al Frühjahr 1990 VO Danzıg, dem damalı-
traktparlaments WTr den unterschiedlichen Interessen gCH Solidarnose Vorsitzenden Waftesa und SC1IIHECIN polıtı-
un: Kalkulationen VO Politikern und politischen Grup- schen Mıtstreıtern (Zentrumsallıanz), Ca »  rıeg der
PICIUNSCIL zuzuschreiben und dıe „Schuld“ daran schwer- Spıtze MI1L der Regjierung Mazowieck] enttfacht worden
ıch Person oder Parteı vorzuwerten Instiıtutionen ach den OrgeczZOYCNCN Präsiıdentenwahlen Novem-

ber/Dezember 1990 dıe den Demokratisierungsfahrplanund Personen der Exekutive und Legislatıve ırugen der
Siıtuation be] dıe Regierung Mazowiıreckı dıe sıch VeiI- durcheinanderbrachten begann der »  rıcg das

Jahr mehr eıt zab als S1IC hatte der JeETZIgZE DPrä- Wahlrecht dem die Parteıen den Sejmwahlen
sıdent Waftesa iındem dıe Priäsidentenwahl 1990 Za sollten Dıie Wahlordnung für dıie Senatswahlen
Hauptthema der Demokratisierung machte ehrgeizıge V Maı 1991 W ar dagegen weıtgehend unstrıllug und
Politiker der Zentrumsallıanz der Präsidialkanzlei dıe richtete sıch nach dem demokratischen Mehrheitswahl-
mehr ıhre CIDCILE Karrıere als das Gemeimwohl und recht Für dıe erstien Senatswahlen Junı 1989
die Aufgaben überparteıliıchen Präsiıdenten achten
VA(O)IIE allem aber dıe Nachfolgeparteien des ZWale( D] FCSUINC Das komplizierte Wahlgesetzund Splittergruppen rechten Rand der ehemalıgen
„Solıdarnos Fraktıon (Bürgerkomitee/OKP) allen [Jas schliefßßlich 28 Jun1 1991 verabschiedete Wahl-

recht ENTPUPPLE sıch als der komplizıiertesten derdie Christlich Nationale Vereinigung des
bisherigen Justizmınısters Wrestfamw Chrzanowskı Am demokratischen Welt ach proportionalem Wahlrecht

MM1L Merkmalen Persönlichkeitswahlrechts ALEG-
WEeN1gSICNHN WAar die RegJerung Bieleck] für die Verzögerun- Nıemayer Verfahren) wurden 460 Abgeordnete vewählt
gCmn verantwortlich machen Diese SECIT ıhrem
AÄAmtitsantrıtt Januar 991 ohne 11 parlamentarische davon 391 Mehrmandate Wahlkreisen und Abge-

ordnete NC Landesliste VO Kandıdaten, die AUS denMehrheıt da S1IC offiziell keine Koalıtionsregierung Wal Wahlkreislisten hervorgıngen {dıies erlaubte den ParteıenSeine Mehrheit mufte der Regierungschef für jedes unbeliebte Kandıdaten ber die Landesliste doch och 1115Gesetzesvorhaben suchen Vor der parlamentarıschen Parlament hıeven auch WenNn S1C den Wahlkreisen
Sommerpause 1ST ıhm das gelungen ungeachtet
der fortgeschrıittenen Fragmentıierung des SeJm als Folge durchgefallen Uı1e Verteilung der Mandate auf die

einzelnen Landeslisten der Parteien oder Listenverbin-des Auseinanderbrechens der Abgeordnetenklubs der dungen erfolgte ach den Wahlen durch die Staatliıcheaufgelösten Arbeıterparteı der Bauernparte1 der LDemo- Wahlkommission entsprechend den Ergebnissen für diekratiıschen Parteı und des Solidarnos€ Bürgerkomıitees einzelnen Lıisten den Wahlkreisen dıe das Land
In den etzten Oonaten der Kadenz des „Kontrakt Sem
nahmen jedoch die Desorijentierung und die Unberechen- für die Sejmwahlen eingeteılt wurde. Dıe Verteilung W ar

also MS ICI mathematische Aufgabe.arkeıt des Entscheidungsverhaltens der Parlamentarıer Mıt der Bestimmung, da{ß das Passlıvc Wahlrecht polnı-Dementsprechend S1118 das Ansehen des Sem der schen Staatsbürgern über Z Jahre zusteht, die mındestensBevölkerung Verlauf der etzten ZWCCI Jahre zurück tünf Jahre ıhren testen Wohnsıtz Polen haben sollteAuf die rage ob dıe Abgeordneten die Interessen der
Gesellschaft vertreien An  en November 1989 WE Wiıederholung des Faktors Tyminskı ausgeschlossen

werden Tyminskı warf VErgaANSCHCI Jahr nach übertast Prozent ML Ja Ende der verkürzten Legisla- ZWaNzZ1s Jahren Auslandsautenthalt als völlıg Unbekann-turperiode (Julı gerade noch Prozent
veN den Präsidentschaftskandidaten Mazowieck:i AUS demder befragten Polen (Rzeczpospolıta S Za Rennen und konnte ersten Wahlgang 03 für Waftesa

IDITEG Abgeordneten des A1LICI1EIN LCSUILNE VO denen kaum gefahrlıch werden
M1 Aufstellung be] den nächsten ahlen rech- Dıe Wahlkreisliste Parteı oder Listenverbindung

IN  - konnte, hın- un: hergerissen zwıschen CISOM- mu{fte VO mındestens 5000 Wahlberechtigten dem
lichen Interessen und Gefühl für vgesamtstaatliıche Verant- betreffenden Wahlkreis durch Unterschriften
wortung ngst baldıgen Mandatsverlust be] trüh werden VO der Wahlkommuission anerkannt WG =

den Be1l Gesamtzahl VO  . mehr als 0O0Ö Unter-angesetzZLen Neuwahlen CISUS Wıssen die mangelnde
Legıtıimation des Sem Unterschied Z machtbewulfßs- schritten für Wahlkreislisten Wahlkomitees Parteı
ten Präsıdenten der VO olk gewäahlt worden WTr oder Listenverbindung) oder be1 Kegıstrierung VO Wahl-
Interesse e1in proportionalen Wahlrecht ohne kreislisten mındestens fünf Wahlkreisen genNugte für dıe
Sperrklausel das den Politikern un:« Nachfolgeparteien Kegıstrierung den übrıgen Wahlkreisen die Bestatıgung
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durch die Wahlkommission. An dieser Hürde scheiterte Jeweılige Dienst VO Staat und Kırche bonum (CO111=

schliefßlich Iyminskıs Parteı ))X“’ da iıhr in eiınem VO tünf ILLUTIILIC sıch ATl besten be] einer gesunden Zusammenarbeit
Wahlkreisen die Fälschung VOIl Unterschriften nachge- zwıschen beıden Berücksichtigung der Umstände
wıesen wurde. Somıt konnte sıch dıe Parteı „X lan- und der eıt entwickelt. Das bedeutet, da{fß die Kırche
desweiıt 11UT iın vier Wahlkreisen ZUrTFr W.ahl stellen. dazu aufgefordert 1St erklären, welche Verpflichtungen

für einen Angehörigen der katholischen Kırche VOAbweichend VO der allgemeinen Regelung genugten für
dıe landesweıte Registrierung VO Wahllisten der natıona- Standpunkt des chrıistliıchen Glaubens ındend sınd und
len Minderheiten 5000 Unterschriftten 1ın W el Wahlkrei- welche Folgen dies für den Wahlakt hat Eindeutig eNT-

hıelten sıch die Bischöte hıer jedoch der UnterstützungSC  = oder 0OOÖ Unterschr_iften 1n eiınem Wahlkreis. Allein eıner konkreten Parteı und yaben keıine Wahlemptehlun-für dıe Landeslıste yalt 1nNne Fünft-Prozent-Klausel. Die
gCH lar heiflßt „Waır verpflichten dıe Seelsorger, ınWahllisten der Parteıen oder Listenverbindungen mufßten

landesweit mındestens tüuntf Prozent der Stimmen erhalten Kırchen und Kapellen keinen Wahlkampf und keıine Ag1-
tatıon für ırgend jemanden tühren oder erlauben.“oder 1n mındestens tünf Wahlkreisen Mandate

haben, auf der Landesliste der verteılenden S1t- Vielmehr verweısen dıe Bischöfe auf das (Gewıissen und
berücksichtigt werden. die christlichen Werte S1e betonten unter Hınwelıls auf

Das Verhältniswahlrecht wurde tür die Sejmwahlen 1ne Predigt des Papstes ın Lubaczöw Junı 1991 die
Oktober 1991 angeblich eingeführt, 1nNe höchst- negatıve Eınstellung der Kırche jeglıchem Totalıtarıs-

möglıche Repräsentatıivıtat der Volksvertretung INUS, aber auch einem System, das dem Vorwand
yarantıeren. uch kleine und Kleinstparteien sollten ıhr der weltanschaulichen Neutralıität Gott AaUus seinen Struk-
Recht erhalten. Der Modus tür dıe Stiımmverteılung und tilgt Damıt spreche sıch die Kırche nıcht tür eınen
die Gewichtung der Stimmen W alr aber . kömpliziert und Weltanschauungsstaat AaUuUsSs S1e sıch vielmehr für Be-
tführte 1mM Endergebnis Verzerrungen und Absurdıitä- kenntn1s- und Religionsfreiheit für alle Bekenntnisse eın
ten be] der Mandatsverteilung, da{$ VO wiıirklıiıcher Pro- Ungeachtet dieser Freıiheiten habe der Chriıst das Recht, 1n
portionalıtät be1 der Sıtzverteilung 1m Sem keıne der demokratischen Ordnung die Verwirklichung der
Rede se1ın konnte. Menschenrechte verlangen, deren erster Stelle das

Recht auf Leben VO seinem Begınn bıs ”Z1m natürliıchen
Tod und das Rechrt autf Religionsfreiheit stünden.W €e1 Stellungnahmen der Bischöfe Nochmals betonten dıe Bıschöte, da{fß eın Chriıst keın

Dıie hatholische Kırche, nach deren FEinflu(ß auf dıe Parla- System wählen dürfe, das (Gsott A4US dem öffentlichen
mentswahlen fragen angesichts ıhres Platzes 1MmM gesell- Leben verbannen wolle Sıe torderten die Gläubigen auf,
schaftlichen und politischen Leben der Jungen polnıschen diesen Gesichtspunkten dıie Parteiprogramme
Demokratıe selbstverständlich Ise interesslierte wenıger yründlıch vergleichen und gyewiıissenhaftt einzuordnen

„entsprechend den objektiven Grundsätzen der christlı-dıe konkrete Ausgestaltung des Wahlrechts als dıie epra-
SCHEANZ iıhr genehmer polıtıscher Parteıen und Persönlich- chen Ethik“
keıten 1m Sejm. Dabe!] stand die 1erarchıe VOILI dem Zuletzt beschrieben die Bischöte ın ıhrem „Standpunkt“
VO ıhr nıcht yelösten Problem, einerseılts dem Vorwurftf noch esondere charakterliche Merkmale, über die eın
einer direkten Werbung für bestimmte Parteıen entgehen wählbarer Kandıdat verfügen sollte, W1€e Reite und Red-

wollen, andererseıts iıhre ahlkriterien tormulıe- lıchkeıt, Kompetenz, Anerkennung der Priorität eth1-
LE, da{fß hre Präterenzen tür jeden Katholiken einsichtıg scher Werte und Eılınsatz tür den Vorrang des (Gemeın-

wohls VOT den persönlıchen Ambitionen. Unwählbar SEe1-
In den etzten WEe1 Oonaten VACOYIIG den Wahlen konnte I11all Egoıisten, Karrıeristen, Anhänger des Machtkultes,
ine sıch beschleunigende Verengung der Perspektive der Korrupte, Amoralısche, Unredliche, emagogen und
katholischen Kırche dem Gesichtspunkt eıner Lügner. Es bleıibt testzuhalten, da{ß$ dıe Biıschöte 1ın ıhrem
dırekten Einmischung iın den Wahlkampf teststellen. Dıie „Standpunkt“ VO August neben den tormalen Krıte-

offizıielle Stellungnahme 1e1 diese Getahr für dıe rien für Kırchentreue dıie persönlıche Qualifikation jedes
Kırche noch nıcht erkennen. Der „Standpunkt des polnı- einzelnen Kandıdaten bel der Gewissensentscheidung
schen Episkopats den Parlamentswahlen“, der eines Christen für ıne Parte1 und eınen Kandıdaten als
August 1991 verabschiedet wurde (Tygodnık Pow- Bewertungsmaßstab eiıntorderten.
szechny, W alr eın beachtliches Dokument, das Das „Hırtenwort der polnıschen Bischöte den Aufga-Festigkeıt 1n der Sache MIt parteipolıitischer Zurückhal- ben der Katholiken be] den Parlamentswahlen“ (Tygod-tung und Vertrauen iın dıe Mündigkeıt des Chrıistenmen- nık Powszechny, O90 das bereıts Augustschen und Staatsbürgers verband.

VO der Bischotskonferenz verabschiedet vier Wochen
Die Stellungnahme der Biıschöte nımmt austührlich eZzug VOT den Wahlen September VO allen Kanzeln ViGiı=

auf die Pastoralkonstitution „Gaudiıum er spes” des IL lesen wurde, edient sıch einer deutlicheren, Ja bisweilen
Vatiıkanıischen Konzıils, iın der eınerseılts die vegenseılt1ige scharten oder polemischen Sprache und entbehrt nıcht
Unabhängigkeıt und Autonomıie VO Kırche und Staat eıner betont hatrıiotischen Diktion. Es unterstreicht

nochmals, da{ß die Bischöfte keıine konkreten Wahl-beschrieben wiırd, andererseıts 1aber auch heıßt, da{ß der
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emptehlungen geben. S1e sehen aber nıcht als ıhr Recht, nıcht anerkennt, INAas auch eın TOMMEer Katholik
sondern auch als ihre Pflicht All, die Gläubigen VOI: Kan- seın und eiıner sıch christlich nennenden Parte1 angehören
ıdaten Z Warnel), „dıe das Recht auf Abtreibung oder S G Wolnos6 sumıen1a wyborach do parlamentu

be] 111Euthanasıe“ postulıerten. Als weıteres Wahlkriterium |Gewissensfreiheıit den Parlamentswahlen],
stellten die Bischöte den Patrıotismus heraus. Der Patrıo- TIygodnik Powszechny, CX
t1SmMus gehöre um Menschen und sEe1 theologisch voll Als wählbar empfahl die Kirche 1n eiıner „Instruktion“ die
und untermauert Die Beziehung A Vaterland sSC1 Listenverbindung „Bürgerallıanz Zentrum“, 1n der sıch
eın weıteres Merkmal,; das das (Gewı1issen der Gläubigen dıie konservatıv christlich-demokratische Zentrumsallıanz
gestalte, dıe entsprechend diesem Merkmal ıhre Stimme mi1t eınem Teıil der Bürgerkomitees ZUSAMMENZECTLAN hatte;
abgeben sollten. „50 sollten WIr alle A den Wahlen teil- die Listenverbindung „Katholische Wahlaktion“, 1ın der
nehmen und die unterstutzen, die die Erhaltung der den- die 1m wahrsten Sınne des Wortes reaktionär-katholische,
t1tät der Natıon und ihrer christlichen Werte gyarantıeren.“ tendenziell natıonalıstische und tremdenteindliche

Chrıistlich-Nationale Vereinigung den Ton angıbt; die
Den eigenen Vorgaben NIreu „Bauernalliıanz“, 1ne kleine katholisch-orientierte Bau-

ernpartel, die ın ihrem Fernsehwahlspot eiınen Bischof 1ıngeworden einer ahlveranstaltung VOT einem Parteitransparent iıne

Sprache und (Gelst des Hırtenbrietes zeıgten ebenso W1€ Feldmesse lesen lıes; WEe1 kleinere katholische Parteıen,
VO denen ıne AaUsSs der PAX-Bewegung hervorging. Dieder 15. September 1991 verlesene Hırtenbrief AaUS

Anlafi des Sonntags der Massenmedien MIt seiınen Pau- Mauptunterstützung gewährten dıe Geıistlichen 1mM W.ahl-
kampf der Christlich-Nationalen Vereinigung, die prak-schalangriffen aut die Medien, der auch auf entschiedenen tisch über keinen Parteiapparat verfügte. DiesenWıderspruch katholischer Theologen stiefß, dıe iın Mas-

senmedıen tatıg sınd (z dam Bonzeck: und der stellv. ın vielen Fällen dıe Kırche mıt iıhren Räumlichkeiten.
Cheftfredakteur des „Przeglad Powszechny“, (Jre- Bemer enswerterweise un zugleich eigentlıch nıcht SO11-

ZOTZ Schmidt, 1N: Rzeczpospolita, da{ß dıe erlich überraschend wurden 1n der Instrukton: dıe be1-
katholische Amtskirche letztendlich nıcht die tatale S1itua- den Stützpfeıler be] der Konstruktion eıner 7zıvilen Gesell-
t10N vermied, sıch tief ın dıe iınnenpolıtischen Händel und schaft un: einer weltoffenen Marktwirtschaft, dıe
parteipolitischen Auseinandersetzungen verstricken. „Demokratische Union“ (QD) des Katholiken Tadeusz
Wenn sıch der Bischof VO Landsberg/Warthe (Gorzow Mazowieck: und der „Liıberal-Demokratische Kongrefß“
VWiıelkopolskı), OZe Michalık, in einer Predigt der des bisherigen Mınısterpräsıdenten Krzysztof
Forderung verstand: „n Katholik hat dıe Pflicht, für Bieleckt, nıcht erwähnt. Die Tatsache, da{ß Mazowieck:i
eınen Katholiken stımmen, eın Christ für einen Chrı1- eınen nıchtklerikalen Katholizismus vertriıtt und 1ın der
sten, eın Muslim für eiınen Muslımen, eın Jude für einen Parte1 mı1t Nıcht-Katholiken und lıberal und soz1aldemo-
Juden, eın Freimaurer für eiınen Freimaurer, jeder Kom- kratısch orlentlierten Politikern zusammenarbeıtet (Jacek
mMmunNıst für einen Kommunıisten “ dann konnte allzu Kuron, Bronislate GeremeR), Nag hier den Ausschlag
leicht der Eindruck entstehen, da{fß die polnısche Amtskir- gegeben haben Be!1 den Liıberalen INAas hre Mischung
che 1ın den etzten Wochen VO den Wahlen 1ın 1ine Art VO europäıischer Modernıität, ökonomischem Neol:ı:ibera-
Vertolgungswahn VOTL einem drohenden Antiklerikalis- lismus und unausgesprochener Dıstanz AA Amtskirche

vertiel und geradezu ın Panık gerlet, als S1E nämlich BCWESCH seIN.
kurz VOT den Wahlen den Gläubigen tatsächlich fünf Par-
teıen UuN Listenverbindungen ZUY Wahl empfahl. Damıt Der LCUC SeJm 1St zersplitterttorderte S1E die Priester einem Verstofß den
„Standpunkt“ auf, den S1C selbst tormuliert hatte. Dıie Das Ergebnis der Sejmwahlen VOIN Oktober konnte

grundsätzlıch nıcht überraschen. Niıcht Er W. W alrGewissenstreiheit des mündıgen Christen, auf die die
Amtskirche NT ezug aut „Gaudıum AN spes” ın ıhrem höchstens das eıne oder andere Einzelergebnis. Bereıts

se1it Wochen hatten die Meinungsforschungsinstitute 1ne„Standpunkt“ VO August noch ZESECIZL hatte, Wr Wahlbeteiligung zwischen 35.und ProzentCVO  = ıhr 1 Laufe des Wahlkampfts weıtgehend aufßer
Kraftt ZESETIZLT worden. Sagt_ Tatsächlich lag die Wahlbeteiligung be] 43,2 Prozent.

S1ie entsprach ungefähr der Frequenz be1 den Kommunal-
Dıie bekannte katholische Publizistin Stanistawa Grabska wahlen 1MmM Maı 1990, W ar geringer als beım ersten
konnte 1mM Klerus mıiıt ıhrer Überzeugung vermutlich 11UT Wahlgang 22 den Präsıdentenwahlen 1m November 1990
wenıge offene Anhänger tinden S1e meınte, da{iß 1m W e1- und höher als beım zweıten Wahlgang 1m Dezem-
telstalle Agnostiker W1€e der NC kurzem verstorbene Polı- ber 1990 iın dem Waftesa A0 Präsıdenten vewählt WOTI-

tiker und Menschenrechtler Jan OZe Lipskı oder Jacek den Wl Schon be] den ach damalıgem Warschauer-
Kuron eher nach den ursprünglıchen bischöflichen W.ahl- Pakt-Ma{f(stab sensationel]l freıen Sejmwahlen 1mM Junı
krıterien gehandelt hätten oder handelten und deshalb AUS 1989 1L1UT %9 der rwachsenen Polen den
christlicher Sıcht eher unterstutzenswert se]len als eın Urnen
Fanatıker, ein Antısemıit oder Chauvinıst, der Hafs predıgt Gründe tür die Wahlabstinenz lassen sıch unschwer ANSZC-
un: beispielsweıise die Rechte natıonaler Minderheiten ben Viele Menschen sınd enttäuscht VO den 1n ıhren



Zeıtgeschehen 55/

ugen INASCICNHN wiırtschaftlichen Früchten der Demokra- Zu den kleineren Überraschungen der Sejmwahlen gehörttie. Neben den vollen Geschäftten ex1istieren die maroden das schwache Abschneiden der dıe MIt einem St1im-
Staatsbetriebe, deren Privatisierung noch bevorsteht, die menanteıl VO Prozent WAar als „stärkste“ Parte1 AaUS
Arbeıitslosigkeit ste1gt. Mäßig steiıgenden Löhnen stehen den Wahlen hervorging. Ihr WAaren aber be] den etzten
stark steigende Preıise für Waren, Energıe und Dienstlei- Meinungsumfragen mehr als ZWanZzıgz Prozent gegebengegenüber. Politiker, die anscheinend mehr All iıhr worden. Schließlich schnıtt dıe postkommunistische Daiife
eıgenes als des Landes Wohl denken, Korruptions- ke [1UT wen1g schwächer als die orößte „SoliıdarnosG“-skandale, W1€e S1C ın der ersten rauhen Phase der Markt- Nachtolgepartei 2 Dem S1415 kam otfensichtlich ZUgULTE,wırtschaft anl der Tagesordnung sınd, haben das Vertrau- da die Parteı „sz CI ihrer Unterschriftentfälschun-
en iın die Fachkompetenz un die charakterlichen 1gen- sCH nıcht landesweiıit kandidieren durfte und hre Protest-
schaften der Politikergeneration erschüttert. Der wähler um oröfßeren Teıl 7L} den Postkommunisten abge-Glaube die Veränderungskraft VOIl Wahlen W ar wandert sınd. Diese haben sıch auch bel Präsıiıdent Waftesadiesen Vorzeichen L11UTr gering. für die Wahlhilte edankt, dıe dieser unbeabsichtigt

während seınes Miıttwoch VOT dem Wahlsonntag lan-Die Zersplitterung des Seim W ar durch dıe verrück-
Wahlordnung Vorprogrammiert. Von den über lan- desweit gesendeten Fernsehgesprächs MIt polnıschen

desweıt, regıonal oder lokal antretenden Parteien oder Journalısten für S1€E eıistete. Waftesa redete bei dieser ele-
yenheıt auf seıne Art eıner verschärften „Dekommunisie-Listenverbindungen sınd schliefßlich 1Ns Parlament e1IN-

SCZOYCN, davon elt Parteıen mMIt NC einem Abgeordneten rung“ das Wort Das dürfte dıe ehemalıgen Parteimitglie-
der aufgeschreckt haben(Zycıe Warszawy, 2./3 W NO
Die WAK wurde dank der massıven Wahlhilte der Kırche

Ergebnis der polnıschen Parlamentswahlen drittstärkste Parteı. Wenn [LLAall die Stimmenanteile der
Stimmenanteıl Man- tünt Parteıen oder Listen zusammenzählt, die VO  = den

(ın Yo) date Biıschöten als wählbar bezeichnet wurden, kommt I1  z
Demokratische Unıon (0QD) 2 .5
Bündnıs der Demokratischen

auf gerade 25 Prozent. Die Kırche hatte dıe Gläubigen
aufgerufen, VO ıhrem Wahlrecht Gebrauch machen.

Linken I8 Der Aufforderung kam wenıger als die Hälfte der über
Katholische Wahlaktion / Millionen wahlberechtigten Polen nach. Von diesen Ahl-
Polnische Bauernpartel ten wıederum dreı Viertel nıcht die Parteıen, die VO  e der

„Programmbündnıis“ (PSL-SP) 8,67 48 Kırche präferlert wurden. Kann I11Aall daraus schliefßen,Konföderatıon Unabhängiges Polen da{fß deren Ansehen be] den Gläubigen dramatiısch gefallen((KN)) 250 ist? Jedenfalls hat sich dıe Amtskirche völlıg unnötiger-Bürgerallıanz Zentrum (POC 67i welse einem Autoritätstest unterzogen, AaUus dem S1Ce kaum
Liberaldemokratischer Kongrefß (IXILID) 748 ungeschoren erauskommen konnte.
Bauernbewegung

„Bauernallıanz“ CSIRE 5,46 28 Enttäuschend verliefen die Wahlen auch für die Parte1 des
Gewerkschaft „Solıdarnose“ 5,05 amtıerenden Premierministers und für die Zen-
Polnische Parte1ı der Bierfreunde DAZ% trumsallıanz OC die sıch 111 Anfang der Amtszeıt des
Deutsche Minderheit (MN) I17Z Jjetzıgen Präsidenten bereits als stärkste Parteı 1mM zukünf-

tıgen Sejm gyesehen hatte. Überraschend zuLl schnitt dieChristliche Demokratie ChD .56
Polnischer Westverband DZZ) 02 nationalıstische, aber klerusfterne KPN ab, dıe ohl auch
Parte1ı der Christdemokraten K O1l ehemalıgen Iymınski-Wählern profitierte. Zufrieden

kann dıe deutsche Mınderheit (7 Mandate) se1IN, dıe 1M„Solıdarnosc racy  6 (Arbeitersolidarıtät)2,05
Unıion der RealpolitikQ Z Wahlkreis Oppeln dafür SOrgte, da{fß dıie Lıiste der deut-
Parteı „X“ 0,47 schen Mınderheıt dort mı1t Z6.10 Prozent den oröfßten

Stimmenanteıl erhielt, den ine Parte1ı oder Listenverbin-Bewegung tür Schlesische Autonomıie 0S
Demokratische Parte1 (SD) 1,41 dung ın eiınem Wahlkreis aut sıch vereinıgen konnte
Demokratisch-Soziale ewegung 0,46 (Rzeczpospolıita, OT
Unıion der Grofßspolen
Bauerneinheıit Sıch den wırtschaftlichen
Fuür Grofspolen und Polen Notwendigkeiten stellen
Solidarnosc
Bauernwahlallianz "Piast” Das Wahlgesetz und das Wahlverhalten der polnischen
Orthodoxe Bürger sorgten tür einen Iragmentierten Sejm. Jede Ko-
Koalıtion Solidarıtät MIt dem Präsıdenten alıtıonsbildung erscheint schwier1g, die Bıldung eıner
Podhalen-Verband U ST O O ST O ST W C N O a 3 &— Regierung mı1t stabıler parlamentarıscher Mehrheit schier

aussıchtlos. Jede Regierung, se1 S1Ee ıne Miıtte-Links=-Bündnıs der Frauen dıe
Schwierigkeıten des Lebens Regierung oder 1ıne Mıtte-Rechts-Regierung, wırd autf

dıe zute Zusammenarbeit mıiıt dem Präsıdenten angewl1e-
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SG se1n, der ungeachtet selnes bısher unauthaltsamen dıe europäıschen Nachbarn, nıcht IQ9UEHG tür die Deutschen,
Autoritätsverlustes ımmer noch den stabılsten Faktor 1m WenNnn diese HC Regierung VO den Christliıch-Nationa-
politischen Institutionensystem darstellt. Dıies oilt U1n len, dıe nıcht LLUT 1ın der Parteı dieses Namens tinden
mehr, als dıe Parteıen, die 1ın den Sem vewahlt wurden, sınd, und der KPN stark epragt se1ın sollte Vielleicht
für sıch schon kleıin CHNUS, teilweise schon den Keım des INa jetzt schon die Aussıcht beruhigen, da{fß der
Zertalls ın sıch Lragen, da S1€e bereıts Koalitionen polnıschen Regierung keıne allzu Jange AÄAmitszeıt eschıe-
unterschiedlicher Orıientierung sınd, die sıch L1Ur für die den und 1ne der Hauptaufgaben des Sem die Ver-
Parlamentswahlen zusammenschlossen. Jetzt siınd abschiedung elines vernünftigeren Wahlrechts se1ın
Spaltungen SOWI1eEe ME Koalitionen und Zusammen- wiırd. Diese kannn dıe innere Schwäche einer demokrati-
schlüsse möglıch. schen Ordnung un: 7zıvilen Gesellschaft nıcht vertuschen,

S1e erleichtert aber das Regıeren.Jede MWMGUE Regierung in Polen mMuUu sıch den wirtschafrtli-
chen Notwendigkeıten stellen. Sıe wırd das Wırtschafts- Wıe sehr das Wahlrecht die Partejenstärke beeinflufist, VeEeI-

reformprogramm, das 1989 ın dıe Wege geleitet wurde, deutlichen die Ergebnisse der Senatswahlen. Aus iıhnen
mıt Abstrichen tortführen mussen. Aufgrund der ınneren ving dıe MIt 71 VO 100 Sıtzen als eindeutiger S1eger
Heterogenität und Schwäche jeder Regierungskoalıtion hervor, gefolgt VO der Gewerkschaft „Solıdarnosc“ (l
werden aber die Sıgnale, die ıhre Vertreter ach innen und Sıtze), der WARKR und der POC (Je Sıtze). Im Senat stellt

dıe Außenwelt senden werden, wıdersprüchlicher W C I:= die postkommuniıstische Linke L1UT Abgeordnete.
den Die Sıtuation wiırd VO  — allem dann komplizierter für Dieter Bıngen

„Die Preıise mussen die ökologische WYahrheit
sagen“
Eın Gespräch ber Umweltpolitik mi1t Ernst Ulrich VO Weizsäicker
Alle reden VDOoN der Umwelt. Aber das hbedeutet nıcht, da Bevölkerung auch noch verstärken, 1STt das Raumschiftt
über die wweıtere politische UN technologische Entwick- Erde W1€e manchmal ZzeENANNT wiırd nıcht mehr rei-

[ung auf diesem Gebiet bereits zyeithin Konsens herrschen Le  3 ber o1bt Anzeıichen dafür, da{fß der Menschheıit
z”uürde. Im Gegenteil. Manchmal hann Na  s den FEindruck un den Milliarden Einzelmenschen velingt, 1ne Irend-
haben, da manches, Wa sıch auf den ersien Blick umkehr erreichen, wobe!l der Hauptakteur dieser
umweltfreundlich g1ibt b7za0 ım Namen der Umwelt Trendumkehr der Norden se1n mu{fte und nıcht W1€e WIr
UNLEernNOMMEN wird, dıe das persönlıche UN wirtschaftlı- bequemerweise N ylauben der Suüuden
che Leben notwendıigerweise verändernde Entscheidun- Was lange elIt auf dem Gebiet der Umweltpolitik
ZCH der Zukunft eher verschleiert enn m»orbereiten hilft unerreichbar se1ın schien, 1St selt einıger eıt möglıch:Wır befragten diesem Thema den Bıologen Ernst FEın Bundesmuinister für Umwelt 1St selbstverständlıich.
Ulrich VO Weıizsäcker, Direktor des Bonner Instituts für Daii dıe Marktwirtschaft hierzulande nıcht LLUTr soz1al,Europäische Umweltpolitik und Präsident des Wuppertal- sondern obendreın auch ökologisch verpflichtet seın soll,Institutsfür Klıma, Umwelt, Energ1e, einer Einrichtung ım arüber esteht 1m Kern Eınigkeıt WE auch nıcht dar-
Rahmen des Wiıssenschaftszentrums Nordrhein-Westfa- über, ob diese Bestimmung 1NSs Grundgesetz gehört. Wırt-
len Von Weizsäcker gehört jenen Wıissenschaftlern, dıe schaftsführer verkünden, da{fß Okologie un Okonomie
über Ansätze einer bisherigen blassıschen Umqweltpolitik keineswegs Gegensätze se1ın mussen. Eın Unternehmen,iınauskom men zwollen und Perspektiven für ine „ ökolo- das sıch 1n seınen Produkten un seinen Herstellungsver-gıische Realpolitik“ der Zukunft entwickeln. Seıin Buch tahren als umweltbewufßt erweılst oder darstellt, kann dar-
„Erdpolitik“ (Darmstadt, aktualıisierte Auflage
oılt als Standardwerk. Die Fragen stellte Klaus Nientiedt.

autf rechnen, da{ß ıhm dıes Za Vorteıl gereicht. Reicht
das?
DO  S Weizsäcker: Es 1STt ine außerst ertreuliche Ent-Herr Protessor VO Weıizsäcker, 1ın der umweltpoli-

tischen Literatur hat 1L1Aall dıie Auswahl: be] den einen wicklung, WG sıch Wiıirtschattsführer dazu bekennen,
da{fß Umweltschutz ganz hohe Priorität hat, da{fß ATAÄAutoren 1St zehn AD bzw fünf N(ODEE ZzwOLlf, be]l anderen

ISt: bereıts zehn nach zwolt Wenn diese allzemeıne Cheftsache geworden 1ST. Dieser Erkenntnisumschwung
hat anderem den Grund, da{ß WSECHG Volks-Charakterisierung überhaupt 1Inn macht wıieviel Uhr 1St wiırtschaft durch den vermehrten Umweltschutz LaL-denn iın umweltpolıtischer Hınsıcht? sachlich leistungstähiger, ıntellıgenter, moderner eCr

“VO  z Weizsächer: Wenn sıch die gegenwärtıgen Zer- worden 1St, da{fß eın Unternehmen, welches sıch nıcht
störungstrends tortsetzen und MIt der Zunahme der dem Schutz der Umwelrt verschreıbt, be] den Endver-


